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Förderprogramm zum Heizungstausch (BEG) darf nicht ge-
kappt, sondern muss sozialverträglich ausgestaltet werden  

Berlin, 06.09.2023: Heute endet die Stellungnahmefrist zum Entschließungsantrag der Regierungs-
fraktionen zur Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG), der u.a. eine Änderung der Bundesför-
derung für effiziente Gebäude (BEG) vorsieht. Als wichtigste Fördermaßnahme zur Umsetzung des 
GEG wird die überarbeitete BEG den Austausch alter, fossiler Heizungen durch Heizungen auf Ba-
sis Erneuerbarer Energien finanziell unterstützen. Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüro Bi-
oenergie, kommentiert: 

„In der aktuellen Diskussion um das Gebäudeenergiegesetz (GEG) kann die herausragende Bedeutung der 
Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) für das Gelingen der Wärmewende und der Erreichung der 
Klimaziele im Gebäudesektor nicht oft genug betont werden. In Anbetracht der enormen Zielverfehlungen 
dieses Sektors beim Klimaschutz drängt die Zeit und ein schlagkräftiges sowie zielgerichtetes Förderinstru-
ment für erneuerbare Wärme ist unabdingbar. 

Die sozialverträgliche Ausgestaltung des BEG sollte daher im absoluten Fokus der Politik stehen. Der Ent-
schließungsantrag der Bundesregierung sieht hingegen unverständlicherweise eine Halbierung der förder-
fähigen Investitionskosten von 60.000 € auf 30.000 € vor. Dies kompensiert nicht ansatzweise die hohen 
Investitionssummen, die bei einem Heizungstausch anfallen und sabotiert so die Verbesserungen beim GEG 
sowie eine Wärmewende, welche sich die Bürger und Bürgerinnen auch wirklich leisten können. Die an vielen 
Stellen geäußerte Ankündigung, die Förderung anzuheben, wird augenscheinlich nicht umgesetzt, da die real 
förderfähige Summe sinken soll. Auch soll der angedachte Klima-Geschwindigkeitsbonus in Höhe von 20% 
der Investitionskosten helfen, den Gebäudebestand schneller auf erneuerbare Energien umzurüsten. Unver-
ständlich ist hingegen, warum der Klima-Geschwindigkeitsbonus nur für selbst genutztes Wohneigentum gel-
ten soll, Nicht-Wohngebäude und vermietete Wohnungen jedoch ausgeschlossen sind. Bei einer Eigentums-
quote von rund 40 Prozent wird ein Großteil der Wohnimmobilien damit nicht erfasst. Auch tragen die Nicht-
wohngebäude zu einem erheblichen Anteil zu den Treibhausgasemissionen bei.  

Zum anderen sollte die BEG konsequent an den bisherigen Einigungen zur Novelle des GEG ausgerichtet 
werden, speziell dem Grundsatz der Technologieneutralität. In der aktuell gültigen BEG besteht für Holzfeu-
erungen immer noch die Pflicht, diese mit Solarthermie-Anlagen oder Wärmepumpen zu kombinieren. Eine 
Kombination verschiedener Heizungssysteme kann unter den richtigen Bedingungen vor Ort grundsätzlich 
sinnvoll sein, doch sollte hier ebenfalls eine Einzellösung förderfähig sein. Im Rahmen der GEG-Novelle 
wurde von der Bundesregierung klargestellt, dass die Holzenergie auch als alleinige Erfüllungsoption für das 
65 % erneuerbare Energien Ziel gilt. Für den Einbau kombinierter Heizungen wäre hingegen ein zusätzlicher 
Bonus angemessen, um dort, wo dies aus energetischer Sicht sinnvoll ist, Kombilösungen anzureizen, ohne 
den Heizungswechsel durch verpflichtende zusätzliche technische Anforderungen aufzuhalten. Nicht zuletzt 
wird im Entwurf zur BEG absurderweise der Anschluss an ein Gebäudenetz gegenüber Einzelheizungen und 
Wärmenetzen diskriminiert. Demgegenüber steht der explizite politische Wille, die effiziente netzgebundene 
Wärme zu fördern. Deshalb bedarf es dringend der Klarstellung, dass bei einem Anschluss an ein Gebäude-
netz der Austauschbonus für eine alte fossile Heizung, die ersetzt wird, ebenfalls gewährt wird“ 

Diese und weitere Vorschläge finden Sie in unserer eingereichten Stellungnahme des Hauptstadtbüro Bio-
energie. 

https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/aktuelles/stellungnahmen/stellungnahme-zum-entschliessungsantrag-zur-bundesfoerderung-fuer-effiziente-gebaeude-beg-vom-04072023-1
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Über die Bioenergieverbände 
Im „Hauptstadtbüro Bioenergie“ bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesver-
band Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzener-
gie (FVH). Gemeinsam bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und Maschinenbauern, Ener-
gieversorgern bis hin zu Betreibern und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen unterschiedlichen Akteuren und 
verschiedenen Technologien der Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der Politik. Insbesondere in den 
Sektoren Strom und Wärme setzt es sich technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im 
Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites Unterstützernetzwerk zurückgreifen 
und kooperiert insbesondere mit dem Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) 
www.hauptstadtbuero-bioenergie.de 
 
Kontakt 

Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) 
Bernd Geisen 
Geschäftsführer 
Tel. 02 28 / 810 02 59 
Mail: geisen@bioenergie.de 

 

Fachverband Biogas e.V. (FvB) 
Jörg Schäfer 
Fachreferent Politische Kommunikation 
Tel. 0 30 / 2758 179 15 
Mail: Joerg.schaefer@biogas.org 

Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 
Axel Finkenwirth 
Pressesprecher 
Tel. 0 30 /31904 240 
Mail: presse@bauernverband.net 

Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 
Gerolf Bücheler 
Geschäftsführer 
Tel. 0 30 / 2758 179 21 
Mail: buecheler@bioenergie.de 
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